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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(2. Statistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) 


A. Zielsetzung 

Die mit dem 1. Statistikbereinigungsgesetz vom 14. März 1980 
(BGBl. I S. 294) und mit der Statistikbereinigungsverordnung 
vom 14. September 1984 (BGBl. I S. 1247) verfolgten Ziele 

— Vereinfachung statistischer Erhebungen, 

— Einschränkung der Befragung auf das unumgängliche 
Maß, 

— Einstellung nicht mehr benötigter Statistiken, 

— Weiterentwicklung des statistischen Instrumentariums 
hinsichtlich notwendiger und möglicher Ergänzungen für 
politisch vordringliche Aufgaben 

werden mit dem Entwurf des 2. Statistikbereinigungsgesetzes 
unverändert beibehalten. 

Darüber hinaus soll der Gesetzentwurf weiteren Anforderun- 
gen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Volkszählungsgesetz 1983 (BVerfGE 65, 1) an statistische 
Rechtsvorschriften Rechnung tragen. Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß bereits 

— mit dem Mikrozensusgesetz vom 10. Juni 1985 (BGBl. 
I S. 955) und dem Volkszählungsgesetz 1987 vom 8. Novem- 
ber 1985 (BGBl. I S. 2078) die unmittelbaren Folgerungen 
aus dem Volkszählimgsurteil hinsichtlich der Statistiken 
mit personenbezogenen Daten gezogen und 

— mit dem von der Bimdesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Bimdesstatistikgesetzes (Drucksache 10/5345) neue 
oder erweiterte Regelungen für die Diurchführung und Or- 
ganisation der Datenerhebung und -Verarbeitung vorgese- 
hen sind. 
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B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht die Änderung von 17 statistischen 
Rechtsvorschriften vor, durch die das zeitlich befristete Recht 
der Statistikbereinigungsverordnung vom 14. September 1984 
(BGBl. I S. 1247) auf gesetzliche Dauerregelungen umgestellt 
wird. Es handelt sich sowohl um die Streichung einzelner Sta- 
tistiken und statistischer Erhebungsmerkmale als auch um 
die Verlängerung von Periodizitäten. Außerdem ordnet der 
Gesetzentwurf zusätzliche Einschränkungen bestehender Sta- 
tistiken an und hebt eine Reihe bisheriger Übermittlungsrege- 
lungen für Einzelangaben aus Bundesstatistiken auf. Nur in 
wenigen Fällen ist eine Erweiterung des bisherigen Erhe- 
bungsumfangs vorgesehen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die vorgesehenen Änderungen einzelner Bundesstatistiken 
werden insgesamt zu keinen zusätzlichen Kosten bei den aus- 
führenden Behörden in Bund und Ländern führen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. August 1986 

121 (132) — 205 00 — Sta 50/86 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (2. Stati- 
stikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) mit Begründung (Anlage 1) und Vor- 
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 567. Sitzung am 11. Juli 1986 beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(2. Statistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) 

Inhaltsübersicht Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes 

rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 Gesetz über Statistiken der Rohstoff- 
und Produktionswirtschaft einzelner 
Wirtschaftszweige 

Artikel 2 Gesetz über Steuerstatistiken 

Artikel 3 Gesetz über die Finanzstatistik 

Artikel 4 Gesetz über Bodennutzungs- und Ern- 
teerhebung 

Artikel 5 Viehzählungsgesetz 

Artikel 6 Gesetz über eine Statistik der Arbeits- 
kräfte in der Land- und Forstwirt- 
schaft 

Artikel 7 Gesetz über eine Geflügelstatistik 

Artikel 8 Gesetz über eine Schlachtungs- und 
Schlachtgewichtsstatistik 

Artikel 9 Fleischhygiene- Statistik- Verordnung 

Artikel 10 Bundesseuchengesetz 

Artikel 11 Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten 

Artikel 12 Gesetz über die Durchführung von Sta- 
tistiken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, 
der Kriegsopferfürsorge und der Ju- 
gendhilfe 

Artikel 13 Gesetz zur Durchführung einer Stati- 
stik über die Personenbeförderung im 
Straßenverkehr 

Artikel 14 Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz 

Artikel 15 Außenhandelsstatistik-Durchführungs- 
verordnung 

Artikel 16 Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die Preisstatistik 

Artikel 17 Verordnung über eine Eisenbahnstati- 
stik 

Artikel 18 Rückkehr zum einheitlichen Verord- 
nungsrang 

Artikel 19 Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Verordnungen 

Artikel 20 Berlin-Klausel 

Artikel 21 Inkrafttreten 


Artikel 1 

Gesetz über Statistiken 
der Rohstoff- und Produktionswirtschaft 
einzelner Wirtschaftszweige 

Das Gesetz über Statistiken der Rohstoff- und 
Produktionswirtschaft einzelner Wirtschaftszweige 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 708-2, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1607), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird die Nummer 4 gestrichen und in Num- 
mer 3 wird das Komma durch einen Punkt er- 
setzt. 

2. § 5 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Gesetz über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 6. Dezem- 
ber 1966 (BGBL I S. 665), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 22 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. 
I S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird Nummer 7 gestrichen und in 
Nummer 6 wird das Komma durch einen Punkt 
ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 1 wird Nummer 5 gestrichen und in 
Nummer 4 wird das Komma durch einen Punkt 
ersetzt. 

3. In § 3 wird Nummer 6 gestrichen und in Num- 
mer 5 wird das Komma durch einen Punkt er- 
setzt. 

Artikel 3 

Gesetz über die Finanzstatistik 

Das Gesetz über die Finanzstatistik in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. Juni 1980 
(BGBl. I S. 673) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. der rechtlich selbständigen Einrich- 
tungen für Wissenschaft, Forschung 
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und Entwicklung, die auf Dauer über- 
wiegend aus Zuwendungen von ande- 
ren in diesem Absatz bezeichneten ju- 
ristischen Personen oder den Europäi- 
schen Gemeinschaften finanziert wer- 
den, sofern die Zuwendungen den Be- 
trag von dreihunderttausend Deutsche 
Mark jährlich übersteigen,“. 

bb) In Nummer 7 werden nach dem Wort „Un- 
ternehmen“ die Worte „der Bereiche Ver- 
sorgung, Entsorgung und Verkehr“ einge- 
fügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 2 und 4 werden gestri- 
chen. 

bb) Die bisherigen Nummern 3, 5 bis 7 wer- 
den Nummern 2 bis 5. 

2. § 3 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. jährlich die Haushaltsansätze des Bundes 
und der Länder auf der Grundlage der Grup- 
pierung nach Ausgabe- und Einnahmearten 
und der Gliederung nach Aufgabengebieten 
oder Aufgabenbereichen;“. 

3. § 3a wird gestrichen. 

4. In §4 wrird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 3)“ 
durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 2)“ ersetzt 

5. § 5 wird gestrichen. 

6. In §6 wird die Verweisung „(§2 Abs. 2 Nr. 5)“ 
durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 3)“ ersetzt. 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Statistiken des Personals (§ 2 Abs. 2 
Nr. 4) erfassen 

1. für die Beschäftigten der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 6 bezeichneten juristischen Personen 
mit Ausnahme der Betriebskrankenkassen 
privater Unternehmen, der in § 2 Abs. 1 
Nr. 7 bezeichneten Einrichtungen und Un- 
ternehmen sowie der in § 2 Abs. 1 Nr. 8 be- 
zeichneten Krankenhäuser nach dem 
Stand vom 30. Juni in jedem Jahr die Art 
des Dienstverhältnisses, den Aufgabenbe- 
reich, das Geschlecht, die Laufbahngruppe, 
die Einstufung und das Alter; 

2. für die Empfänger von Versorgungsbezü- 
gen nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten 
juristischen Personen mit Ausnahme der 
Betriebskrankenkassen privater Unterneh- 
men sowie der in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichne- 
ten Krankenhäuser nach dem Stand vom 
1. Februar 


a) im staatlichen Bereich in jedem Jahr die 
Eigenschaft als Ruhegehaltsempfänger, 
Witwe, Halbwaise, Vollwaise, Unfall- 
waise oder Empfänger von Unterhalts- 
beiträgen, 

b) im staatlichen Bereich in jedem dritten 
Jahr zusätzlich die für die Bemessung 
der Versorgungsbezüge maßgebende Be- 
soldungsgruppe, 

c) im kommunalen Bereich in jedem sech- 
sten Jahr die Eigenschaft als Ruhege- 
haltsempfänger, Witwe, Halbwaise, Voll- 
waise, Unfallwaise oder Empfänger von 
Unterhaltsbeiträgen sowie die für die 
Bemessung der Versorgungsbezüge 
maßgebende Besoldungsgruppe; 

3. für die Personalzugänge und -abgänge bei 
Bund, Ländern, Gemeinden mit 3 000 und 
mehr Einwohnern und Gemeindeverbän- 
den sowie den in § 2 Abs. 1 Nr. 8 bezeichne- 
ten Krankenhäusern in jedem sechsten 
Jahr für den Zeitraum vom l.Juli eines 
Jahres bis zum 30. Juni des folgenden Jah- 
res das Geschlecht, das Dienstverhältnis, 
die Laufbahngruppe sowie den Grund des 
Wechsels nach ausgewählten Fallgruppen.“ 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden durch 
die folgenden Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Soweit die nach Absatz 1 Nr. 1 zu erfas- 
senden Daten nicht in automatisierter Form 
verfügbar sind, können sie durch Schätzung 
ermittelt werden. In diesem Fall sind für die 
Beschäftigten 

a) die Art des Dienstverhältnisses jährlich, 

b) zusätzlich der Aufgabenbereich, das Ge- 
schlecht, die Laufbahngruppe und die 
Einstufung in jedem dritten Jahr, 

c) zusätzlich das Alter in jedem neunten 
Jahr 

zu erheben. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 können 
Daten für die Beschäftigten bei den in § 2 
Abs. 1 Nr. 5 und 6 genannten juristischen Per- 
sonen nach dem Stand vom 31. Dezember er- 
faßt werden, wenn in den Geschäfts Statistiken 
dieser juristischen Personen der Personal- 
stand zu diesem Termin nachgewiesen wird. 
Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 wird für die 
Beschäftigten bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 7 ge- 
nannten wirtschaftlichen Unternehmen, die in 
rechtlich selbständiger Form geführt werden, 
Aufgabenbereich, Geschlecht und Laufbahn- 
gruppe erfaßt. 

(4) Die Erhebungen gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstaben b und c sowie Abs. 2 Buchstabe b 
sind erstmals im Jahr 1989, die Erhebungen 
gemäß § 7 Abs. 2 Buchstabe c erstmals im 
Jahr 1995 durchzuführen.“ 
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8. In § 8 Abs. 1 wird die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 
Nr. 7)“ durch die Verweisung „(§ 2 Abs. 2 Nr. 5)“ 
ersetzt. 


Artikel 4 

Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 

Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernteerhe- 
bung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1978 (BGBl. I S. 1509) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Die Länder Ber- 
lin, Bremen und Hamburg erheben“ durch die 
Worte „Das Land Hamburg erhebt“ und das 
Wort „führen“ durch das Wort „führt“ ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Länder Berlin und Bremen erheben die 
Merkmale zur Kennzeichnung der Betriebe 
nach Absatz 1 Nr. 1, beginnend 1987, alle vier 
Jahre.“ 

2. § 7 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. alle vier Jahre allgemein, beginnend 1988, 
und in den übrigen Jahren, beginnend 1987, 
repräsentativ bei höchstens 12 000 Auskunfts- 
pflichtigen der Anbau von Gemüse und Erd- 
beeren,“. 

3. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „jährlich“ wird durch die Worte „alle 
zwei Jahre, beginnend 1988,“ ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„In den Ländern Baden-Württemberg, Nieder- 
sachsen, Nordrhein- Westfalen und Schleswig- 
Holstein wird die Erhebung nach Satz 1 jähr- 
lich durchgeführt.“ 

4. In § 9 Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die allgemeine Erhebung für das Jahr 1987 fin- 
det 1988 statt.“ 

5. In § 14 Abs. 1 werden nach dem Wort „jährlich“ 
die Worte „im Bundesgebiet, außer in den Län- 
dern Berlin und Bremen“ eingefügt. 

6. § 17 wird gestrichen. 


Artikel 5 

Viehzählungsgesetz 

Das Viehzählungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Juli 1980 (BGBl. I S. 817) wird 
wie folgt geändert: 


1. In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „re- 
präsentativ“ die Worte „außer bei Pferden und 
Geflügel“ eingefügt. 

2. In § 1 Abs. 2 wird Nummer 2 und die Nummerbe- 
zeichnung „1“ gestrichen sowie hinter dem Wort 
„Geflügel“ das Komma durch einen Punkt er- 
setzt. In Satz 2 wird die Zahl „1981“ durch „1988“ 
ersetzt. 

3. In §2 Satzl werden die Worte „im April 1981“ 
durch die Zahl „1988“ ersetzt und in Satz 4 wird 
das Wort „mehr“ gestrichen. 

4. § 8 wird gestrichen. 

Artikel 6 

Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft 

In § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine Statistik der 
Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli 1980 
(BGBl. I S. 820) wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„In der Forstwirtschaft finden Erhebungen in je- 
dem vierten Wirtschaftsjahr, beginnend 1987/88, 
statt.“ 

Artikel 7 

Gesetz über eine Geflügelstatistik 

Das Gesetz über eine Geflügelstatistik vom 
29. März 1967 (BGBl. I S. 388) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

»§1 

In Brütereien, Unternehmen mit Hennenhal- 
tung und in Geflügelschlachtereien werden Erhe- 
bungen als Bundesstatistik durchgeführt.“ 

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

»§ 2 a 

(1) Die Erhebung in Unternehmen mit Hen- 
nenhaltung erfaßt, gegliedert nach Betrieben, 

1. zum 15. Tag eines jeden Monats 

a) die Zahl der vorhandenen Hennenhaltungs- 
plätze, 

b) die Zahl der legenden Hennen, 

2. monatlich die Zahl der im Vormonat erzeugten 
Eier, 

3. jährlich zum 15. Dezember die Haltungsform 
und den Bestandsaufbau. 
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(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber und 
Leiter der Unternehmen mit mindestens 3 000 
Hennenhaltungsplätzen. 

(3) Unternehmen mit Betrieben in verschie- 
denen Ländern haben für jedes Land, in dem sie 
einen Betrieb haben, gesondert zu melden. Lie- 
gen mehrere Betriebe eines Unternehmens in ei- 
nem Land, so kann für diese Betriebe eine zu- 
sammengefaßte Meldung abgegeben werden. 
Diese Meldungen sind spätestens am 15. Tag 
nach Ablauf des Berichtsmonats abzugeben.“ 

3. § 3 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. monatlich das geschlachtete Geflügel;“. 

4. § 4 wird gestrichen. 

5. In § 5 Nr. 1 wird das Wort „mehr“ gestrichen. 

6. In § 5 Nr. 2 wird die Angabe „§§ 2 und 3“ durch die 
Angabe „§§ 2, 2 a und 3“ ersetzt. 

7. Die §§ 6 und 7 werden aufgehoben. 

Artikel 8 

Gesetz über eine Schlachtungs- und 
Schlachtgewichtsstatistik 

§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über eine Schlachtungs- 
und Schlachtgewichtsstatistik vom 29. August 1975 
(BGBl. I S. 2305) wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 wird das Wort „Herkunft,“ gestrichen. 

2. Satz 2 wird gestrichen. 

Artikel 9 

Fleischhygiene-Statistik-Verordnung 

In § 3 der Fleischhygiene-Statistik-Verordnung 
vom 20. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3615) werden die 
Absatzbezeichnung „(1)“ und Absatz 2 gestrichen. 

Artikel 10 

Bundes- Seuchengesetz 

§ 5a Abs. 1 des Bundes-Seuchengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1979 (BGBl. I S. 2262, 1980 I S. 151) wird wie folgt 
gefaßt: 

„(1) Über die nach den §§ 3 und 8 meldepflichtigen 
Erkrankungen, Todesfälle und Ausbrüche werden 
vierteljährliche Erhebungen als Bundes Statistik 
durchgeführt, soweit nachfolgend nichts anderes 
bestimmt ist. Die Erhebungen über Tuberkulose 


(aktive Form) nach § 3 Abs. 2 Nr. 12 werden nur 
jährlich durchgeführt. Bei den Erkrankungen wer- 
den jährlich Alter und Geschlecht der Erkrankten 
erfaßt; die an Tuberkulose Erkrankten sind zusätz- 
lich nach Diagnosen sowie nach Deutschen und 
Ausländern zu erfassen. Über Ausscheider von Sal- 
monella typhi und Salmonella paratyphi A, B und C 
nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 Buchstaben a und b werden 
jährliche Erhebungen als Bundes Statistik durchge- 
führt.“ 

Artikel 11 

Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten 

§ 11a Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 
(BGBl. I S. 700; § 11 a eingefügt durch Gesetz zur Än- 
derung des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 25. August 1969, BGBl. I 
S. 1351) erhält folgende Fassung: 

„Anzugeben sind 

1. Geburtsjahr und Geschlecht des Erkrankten, 

2. Art der Erkrankung.“ 


Artikel 12 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Sozialhilfe, 

der Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statisti- 
ken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsop- 
ferfürsorge und der Jugendhilfe in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch 
Artikel 19 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. jährlich die Aufwendungen und die Zahl der 
Empfänger der Hilfe, jeweils aufgegliedert 
nach Empfängergruppen und Hilfearten;“. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. alle vier Jahre, beginnend 1986, der Be- 
stand an Heimen und sonstigen baulichen 
Einrichtungen aufgegliedert nach Einrich- 
tungsarten, Trägergruppen und verfügba- 
ren Plätzen;“. 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. alle vier Jahre, beginnend 1988, die im Be- 
reich der Jugendarbeit durchgeführten 
und mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Maßnahmen der Jugendbildung, der Ju- 
genderholung, der internationalen Jugend- 
arbeit und der Mitarbeiterbildung [je- 
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weils] einschließlich der Teilnehmerzahl, 
aufgegliedert nach Trägergruppen und 
Dauer der Maßnahme;“. 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. alle vier Jahre, beginnend 1986, die in der 
Jugendhilfe tätigen Personen nach Alter, 
Geschlecht und Berufsausbildungsab- 
schluß, nach Stellung im Beruf, Art der Be- 
schäftigung und Arbeitsbereich sowie 
nach Art des Trägers und Art der Einrich- 
tung.“ 

3. § 5 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Angaben nach § 4 

die Jugendwohlfahrtsbehörden, die kreisan- 
gehörigen Gemeinden ohne eigenes Jugend- 
amt, soweit sie Aufgaben der Jugendhilfe er- 
füllen sowie für die Erhebungen nach den 
Nummern 1, 4 und 6 die Träger der freien 
Jugendhilfe und die privatgewerblichen Trä- 
ger. Zur Durchführung der Erhebungen nach 
den Nummern 4 und 6 übermitteln die Ju- 
gendwohlfahrtsbehörden den Statistischen 
Ämtern der Länder auf Anforderung die er- 
forderlichen Anschriften der übrigen Aus- 
kunftspflichtigen.“ 

Artikel 13 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik 
über die Personenbeförderung im Straßenverkehr 

Das Gesetz zur Durchführung einer Statistik 
über die Personenbeförderung im Straßenverkehr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juni 
1980 (BGBl. I S. 865) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Kraftfahrzeugen“ 
durch das Wort „Kraftomnibussen“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird Satz 1 gestrichen. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „ferner“ ge- 
strichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Satzteil wird wie folgt gefaßt: 

„Die Unternehmensstatistik erfaßt jährlich 
bei allen Unternehmen nach § 1 für das abge- 
laufene Kalender- oder Geschäftsjahr:“. 

b) In Nummer 4 wird das Wort „Kraftfahrzeuge“ 
durch das Wort „Kraftomnibusse“ ersetzt. 

c) In Nummer 5 werden die Worte , Anzahl und“ 
gestrichen und das Wort „Kraftfahrzeugen“ 
ersetzt durch das Wort „Kraftomnibussen“. 

d) Nach Nummer 6 wird folgender Satz ange- 
fügt: 


„Stichtag für die Angaben zu den Nummern 3 
bis 6 ist der letzte Werktag des Monats Sep- 
tember des Erhebungsjahres.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen, 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Verkehrsstatistik erfaßt vierteljähr- 
lich jeweils für das abgelaufene Kalender- 
vierteljahr bei allen Unternehmen nach 
§ 1 mit Straßenbahnen und Obussen im 
Sinne des § 4 Abs. 1 bis 3 Personenbeför- 
derungsgesetz und bei denjenigen Unter- 
nehmen nach § 1 mit Kraftomnibussen im 
Sinne des § 4 Abs. 4 Nr. 2 Personenbeför- 
derungsgesetz, die für die Personenbeför- 
derung am letzten Werktag des Monats 
September des vorangegangenen Kalen- 
derjahres sechs oder mehr Kraftomni- 
busse verfügbar hatten:“. 

bb) In Nummer 1 wird jeweils das Wort 
„Kraftfahrzeugen“ durch das Wort „Kraft- 
omnibussen“ ersetzt. 

cc) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. Im Gelegenheitsverkehr nach §§48 
und 49 Abs. 1 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes getrennt nach Ver- 
kehr sformen 

a) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen, 

d) Wagen-Kilometer.“ 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§5 

Veröffentlichung 

Die Ergebnisse der Statistik dürfen, auch so- 
weit sie sich auf Angaben von weniger als drei 
Auskunftspflichtigen beziehen, bis auf die Anga- 
ben über Umsätze und Einnahmen, in der Gliede- 
rung nach Bundesländern veröffentlicht wer- 
den.“ 

Artikel 14 

Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz 

Das Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz vom 

22. Dezember 1982 (BGBl. I S. 2069) wird wie folgt 

geändert: 

1. In §2 Abs. 1 wird die Nummer 4 gestrichen; die 
bisherige Nummer 5 wird Nummer 4. 

2. § 5 wird gestrichen. 
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Artikel 15 

Außenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung 

Die Außenhandelsstatistik-Durchführungsver- 
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1977 (BGBl. I S. 1281), zuletzt geändert durch 
Artikel 24 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. § 30 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 6 Buchstabe b wird wie folgt geän- 
dert: 

aa) Das Wort „zweitausend“ wird jeweils 
durch das Wort „dreitausend“ ersetzt. 

bb) Das Wort „fünfhundert“ wird durch das 
Wort „eintausend“ ersetzt. 

b) In Nummer 13 wird nach den Worten „insge- 
samt der Wert von“ das Wort „fünfhundert“ 
durch das Wort „zweitausend“ ersetzt. 

c) Nummer 15 Buchstabe b wird wie folgt geän- 
dert: 

aa) Das Wort „zweitausend“ wird jeweils 
durch das Wort „dreitausend“ ersetzt. 

bb) Das Wort „fünfhundert“ wird durch das 
Wort „eintausend“ ersetzt. 

2. Abschnitt I — Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr — 
der Anlage zu § 31 (Befreiungsliste) wird wie 
folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort 
„fünfhundert“ durch das Wort „eintausend“ er- 
setzt. 

b) In Nummer 10 Buchstabe a wird das Wort 
„zweitausend“ durch das Wort „dreitausend“ 
ersetzt. 

c) In Nummer 34 Buchstabe a wird das Wort 
„fünfhundert“ durch das Wort „eintausend“ er- 
setzt. 

Artikel 16 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik 

§ 2 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Preisstatistik vom 29. Mai 1959 
(BAnz. Nr. 104 vom 4. Juni 1959), zuletzt geändert 
durch Artikel 27 des Gesetzes vom 14. März 1980 
(BGBl. I S. 294), wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes wird 
hinsichtlich der Preise für Bauleistungen viertel- 
jährlich durchgeführt.“ 


Artikel 17 

Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 

Die Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 
vom 8. August 1965 (BGBl. I S. 749), geändert durch 
Artikel 25 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „monatlich“ 

durch das Wort „jährlich“ ersetzt. 

2. § 8 wird gestrichen. 

Artikel 18 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 15, 16 und 17 beruhenden 
Teile der dort geänderten Rechtsverordnungen kön- 
nen auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächti- 
gung durch Rechtsverordnung geändert werden, 
wenn die Änderung für die Gewinnung zuverlässi- 
ger statistischer Ergebnisse erforderlich ist oder ei- 
ner weitergehenden Vereinfachung dient. 

Artikel 19 

Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Rechtsverordnungen 

(1) Der jeweils zuständige Bundesminister kann 
den Wortlaut des durch einen Artikel dieses Geset- 
zes geänderten Gesetzes in der vom Tage des In- 
krafttretens der Änderung an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

(2) Für die durch Artikel 15, 16 und 17 geänderten 
Rechtsverordnungen gilt Absatz 1 entsprechend. 

Artikel 20 

Berlin -Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 21 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar des auf die 
Verkündung folgenden Jahres in Kraft; Artikel 12 
tritt am 31. Dezember 1986 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die Artikel 3 bis 12, 14 
und 15 der Statistikbereinigungsverordnung vom 
14. September 1984 (BGBl. I S. 1247) außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Bundestag und Bundesrat haben bei der Verab- 
schiedung des 1. Statistikbereinigungsgesetzes 
vom 14. März 1980 (BGBl. I S. 294) die Erwartung 
ausgesprochen, daß auf dem eingeschlagenen 
Weg, Bürger und Wirtschaft soweit wie möglich 
von statistischen Auskunftsverpflichtungen zu 
entlasten, weitergegangen wird (vgl. Beschluß- 
empfehlung und Bericht des Innenausschusses 
des Deutschen Bundestages zu dem von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurf eines Stati- 
stikbereinigungsgesetzes, Drucksache 8/3417). 

Dabei ist von folgenden Zielsetzungen auszuge- 
hen: 

— Vereinfachung statistischer Erhebungen, 

— Einschränkung der Befragung auf das unum- 
gängliche Maß, 

— Einstellung nicht mehr benötigter Statisti- 
ken, 

— Weiterentwicklung des statistischen Instru- 
mentariums hinsichtlich notwendiger und 
möglicher Ergänzungen für politisch vor- 
dringliche Aufgaben. 

2. Die Statistikbereinigungsverordnung vom 14. Sep- 
tember 1984 (BGBL I S. 1247) hat dieser Zielset- 
zung unverändert für eine Reihe von Bundessta- 
tistiken Rechnung getragen. Die überwiegende 
Zahl der Änderungsvorschriften (11 von 15) 
konnte allerdings nur für die Öauer von höch- 
stens drei Jahren erlassen werden, da die zu- 
grundeliegende Verordnungsermächtigung nach 
§ 6^ Abs. 4 des Bundesstatistikgesetzes nur eine 
solche befristete Regelung zuläßt. 

Um sicherzustellen, daß nach Ablauf der Dreijah- 
resfrist im September 1987^ die ursprünglichen 
gesetzlichen Regelungen nicht wieder unverän- 
dert in Kraft treb^n, soll mit dem 2. Statistikbe- 
reinigungsgesetz das befristete Verordnungs- 
recht auf gesetzliche Dauerregelungen umge- 
stelft werden. Die unbefristeten Regelungen der 
Statistikbereinigungsverordnung gelten dagegen 
unverändert fort. 

3. Der Gesetzentwurf sieht über die Statistikberei- 
nigungsverordnung hinaus Einschränkungen 
statistischer Nachweisungen in folgenden Arti- 
keln vor: 

Artikel 5 Viehzählungsgesetz, 

Artikel 10 Bundes-Seuchengesetz, 

Artikel 12 Gesetz über die Durchführung von 
Statistiken auf dem Gebiet der So- 
zialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
und der Jugendhilfe, 

Artikel 15 Außenhandelsstatistik-Durchfüh- 
rungsverordnung. 


Bei der Beurteilung der angestrebten und tat- 
sächlich erreichten Entlastungswirkungen von 
Bereinigungsmaßnahmen bei Bundesstatistiken 
ist zu berücksichtigen, deiß zwischenzeitlich wei- 
tere Änderungen statistischer Rechtsvorschrif- 
ten erfolgt bzw. in Aussicht genommen sind, die 
zu einer beachtlichen Verringerung bestehender 
Auskunftspflichten führen. Im einzelnen handelt 
es sich dabei um 

Verordnung über die Aussetzung des Zensus im 
Produzierenden Gewerbe vom 8. Oktober 1985 
(BGBl. I S. 1956), 

Verordnung zur Aussetzung der statistischen Er- 
hebungen im Bereich der Filmwirtschaft vom 
20. März 1986 (BGBl. I S. 361), 

Verordnung zur Verlängerung des Erhebungsab- 
standes der Ergänzungserhebung im Gastge- 
werbe vom 20. März 1986 (BGBl. I S. 362), 
Entwurf des Hochschulstatistikgesetzes (Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung, BR-Drucksache 
124/86). 

4. Hinsichtlich der Weiterentwicklung des statisti- 
schen Instrumentariums, die ebenfalls Ziel der 
Statistikbereinigung ist, enthält der Entwurf des 
2. StatBerG Regelungen, die zu einer Verbesse- 
rung bei den jährlichen Personalstandstatistiken 
im öffentlichen Dienst (Artikel 3 § 7) und bei den 
jährlichen Statistiken der Sozialhilfe (Artikel 12 
§ 2) führen sollen. Bei den genannten Statistiken 
handelt es sich um Sekundärstatistiken. Die Neu- 
regelungen haben lediglich Auswirkungen für öf- 
fentliche Stellen. Eine Belastung privater Perso- 
nen tritt nicht ein. 

Mit den neuen Vorschriften der Geflügelstatistik 
(Artikel 7) wird insbesondere supranationalen 
Anforderungen Rechnung getragen. Die zusätzli- 
chen statistischen Informationen, denen keine 
Erhöhung der Zahl der Auskunftspflichtigen zu- 
grunde liegt, sind insbesondere für Maßnahmen 
zur Sicherung und Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Geflügelwirtschaft 
erforderlich. 

5. Folgerungen aus dem Volkszählungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 
1983 (BVerfGE 65, 1) sind mit dem Mikrozensus- 
gesetz vom 10. Juni 1985 (BGBl. I S. 955) und mit 
dem Volkszählungsgesetz 1987 vom 8. November 
1985 (BGBl. I S. 2078) gezogen worden. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung in dem 
von ihr vorgelegten Entwurf eines neuen Bun- 
desstatistikgesetzes (vgl. Drucksache 10/5345) 
neue oder erweiterte Regelungen für die Durch- 
führung und Organisation der Datenerhebung 
und -Verarbeitung vorgesehen. Diese Regelungen 
werden soweit wie möglich bereits jetzt in der 
Praxis der statistischen Ämter beachtet. 
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Als weitere Folgerung aus dem Volkszählungsur- 
teil sieht der Entwurf des 2. StatBerG die Aufhe- 
bung der Übermittlungsregelungen im Gesetz 
über Bodennutzungs- und Ernteerhebung (Arti- 
kel 4 § 17), im Viehzählungsgesetz (Artikel 5 § 8), 
im Geflügelstatistikgesetz (Artikel 7 § 4), in der 
Fleischhygiene-Statistik-Verordnung (Artikel 9), 
im Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz (Arti- 
kel 14 § 5) und in der Verordnung über eine Ei- 
senbahnstatistik (Artikel 17 § 8) vor. 

Eventuell notwendige weitere Änderungen beste- 
hender statistischer Rechtsvorschriften müssen 
der künftigen Gesetzgebung Vorbehalten blei- 
ben. 


B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 (Gesetz über Statistiken der Rohstoff- 
und Produktionswirtschaft einzelner 
Wirtschaftszweige) 

Zu Nummer 1 

Mit der Vorschrift werden ca. 2 500 Unternehmen 
der Textilwirtschaft von den bestehenden umfang- 
reichen monatlichen Auskunftspflichten für die 
Textilstatistik auf Dauer entlastet (gesetzliche Dau- 
erregelung von Artikel 3 der Statistikbereinigungs- 
verordnung). 

Zu Nummer 2 

Notwendige Folge änderung. 


Zu Artikel 2 (Gesetz über Steuerstatistiken) 

Zu Nummern 1 bis 3 

Die Durchführung der Erbschaftsteuer Statistik ist 
bereits im 1. Statistikbereinigungsgesetz auf das 
Jahr 1978 beschränkt worden. Die hier vorgesehene 
Streichung stellt daher eine Gesetzesbereinigung 
dar. 


Zu Artikel 3 (Gesetz über die Finanzstatistik) 

Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Durch die Beschränkung auf die rechtlich selbstän- 
digen Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung sowie die Anhebung der Erfas- 
sungsgrenze von fünfzigtausend auf dreihundert- 
tausend Deutsche Mark wird der Erhebungsauf- 
wand erheblich verringert (gesetzliche Dauerrege- 
lung von Artikel 4 § 1 der Statistikbereinigungsver- 
ordnung). Die Erfassung der nur aus öffentlichen 
Zuschüssen finanzierten Institute, die schon bisher 
zentral vom Statistischen Bundesamt erfolgte, beibt 
sichergestellt. 


Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

Die Regelung stellt eine Anpassung an den bisheri- 
gen Erhebungsmodus dar, der bereits auf die Fi- 
nanzwirtschaft der öffentlichen Wirtschaftsunter- 
nehmen der Bereiche Versorgung und Verkehr be- 
schränkt ist (gesetzliche Dauerregelung von Arti- 
kel 4 § 2 der Statistikbereinigungsverordnung). 

Zu Nummer 1 Buchstabe b und Nummern 3 und 5 

Die Statistik über die Verpflichtungen (§ 2 Abs. 2 
Nr. 2) und die Rechtsverordnungsermächtigung zu 
ihrer Ausgestaltung werden gestrichen, da ein In- 
formationsbedürfnis bisher nicht offenbar gewor- 
den ist. 

Bei der Streichung der Statistik des Vermögens (§ 2 
Abs. 2 Nr. 4) handelt es sich um eine formelle Berei- 
nigung des Gesetzes über die Finanzstatistik, weil 
die Vermögensstatistik bisher nicht erhoben wurde, 
noch beabsichtigt ist, eine solche zu erheben. Die 
methodischen Schwierigkeiten der Bewertung usw. 
wären für die Einführung einer Vermögensstatistik 
so schwierig, daß das Informationsinteresse an ei- 
ner solchen Statistik den damit verbundenen Ver- 
waltungsaufwand nicht rechtfertigt (gesetzliche 
Dauerregelung von Artikel 4 § 3 der Statistikberei- 
nigungsverordnung). 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift sieht einen Verzicht auf die Statistik 
der Haushaltsansätze im kommunalen Bereich vor, 
da die in allen Ländern eingeführte Finanzpla- 
nungsstatistik weitgehend die für die Haushaltsan- 
satzstatistik benötigten Angaben enthält (gesetzli- 
che Dauerregelung von Artikel 4 § 4 der Statistikbe- 
reinigungsverordnung). 

Zu Nummern 4, 6 und 8 
Notwendige Folge änderungen. 

Zu Nummer 1 

Mit dieser Vorschrift werden die Statistiken des 
Personals im öffentlichen Dienst neu geregelt. 

Während bisher der Personalstand in einer zeitlich 
gestaffelten Form erfaßt wurde, sollen künftig jähr- 
lich einheitliche Nachweisungen erfolgen. Diese re- 
gelmäßigen Nachweisungen sind für die Beurtei- 
lung der Beschäftigungssituation im öffentlichen 
Dienst sowie für die Vorbereitung dienstrechtlicher 
und personalwirtschaftlicher Entscheidungen und 
Planungen dringend erforderlich. 

Durch die Umstellung der Erhebung auf einen jähr- 
lichen Turnus werden die auskunftspflichtigen Stel- 
len de facto nicht stärker belastet, da im Zuge der 
Verwaltungsautomation die Daten der Beschäftig- 
ten des öffentlichen Dienstes überwiegend in auto- 
matisierten Personal- bzw. Besoldungsdateien vor- 
liegen. 
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Für diejenigen Bereiche, in denen die Daten nicht 
in automatisierter Form vorliegen, können die An- 
gaben der Auskunftspflichtigen jährlich durch 
Schätzung ermittelt werden. Im Hinblick auf die 
erforderliche statistische Genauigkeit ist jedoch in 
diesen Fällen die Meldung genau ermittelter Daten 
in dem bisher vorgesehenen gestaffelten Turnus 
unentbehrlich. 

Auf die Erfassung nach Gruppen von Berufen wird 
verzichtet, weil für Personalplanungen die detail- 
lierte Untergliederung des Personals nach Aufga- 
bengebieten ausreichend ist (gesetzliche Dauerre- 
gelung von Artikel 4 § 5 der Statistikbereinigungs- 
verordnung). 


Zu Artikel 4 (Gesetz über Bodennutzungs- und 
Ernteerhebung) 

Zu Nummer 1 

Durch die Veränderung der Periodizität der Boden- 
nutzungserhebung und den Wegfall der repräsenta- 
tiven Zwischenerhebung werden die Länder Berlin 
und Bremen entlastet (gesetzliche Dauerregelung 
von Artikel 5 § 1 der Statistikbereinigungsverord- 
nung). Bei der Ermittlung der Bundesergebnisse 
werden die entsprechenden Daten dieser beiden 
Stadtstaaten in den Zwischenjahren geschätzt. 


Zu Nummer 2 

Wegen der im Jahr 1987 durchzuführenden Volks- 
zählung und Agrarberichterstattung wird die allge- 
meine Gemüseanbauerhebung des Jahres 1987 re- 
präsentativ durchgeführt. Die Periodizität der allge- 
meinen Erhebung wird von drei auf vier Jahre ver- 
längert. 


Zu Nummer 3 

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen bei der 
Baumschulerhebung wird statt einer jährlichen 
eine zweijährliche Erhebung durchgeführt. In 
den Ländern Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein ver- 
bleibt es bei der jährlichen Erhebung (gesetzliche 
Dauerregelung von Artikel 5 § 2 der Statistikberei- 
nigungsverordnung). Aufgrund des hohen Anteils 
dieser Länder an den Baumschulflächen kann die 
Entwicklung der Flächen und des Bestandes für das 
Bundesgebiet in den Zwischenjahren hochgerech- 
net werden. Wegen der starken Veränderungen im 
Bestand bedarf es allerdings in jedem zweiten Jahr 
einer Vollerhebung. 


Zu Nummer 4 

Wegen der im Jahr 1987 durchzuführenden Volks- 
zählung und Agrarberichterstattung soll die Obst- 
anbauerhebung 1987 um ein Jahr verschoben wer- 
den. 


Zu Nummer 5 

Auf die Schätzung der Ernteerträge in den Ländern 
Berlin und Bremen wird verzichtet. Der Arbeitsauf- 
wand für die Durchführung der Ernteberichterstat- 
tung ist im Verhältnis zur geringen Bedeutung der 
Landwirtschaft in diesen Ländern zu groß (gesetzli- 
che Dauerregelung von Artikel 5 § 3 der Statistikbe- 
reinigungsverordnung). 

Zu Nummer 6 

Eine spezialgesetzliche Übermittlungsregelung für 
Einzelangaben ist nicht mehr erforderlich. 


Zu Artikel 5 (Viehzählungsgesetz) 

Zu Nummer 1 

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen und zur 
Einschränkung des Verwaltungsaufwandes werden 
die Bestände an Pferden und Geflügel nur noch alle 
zwei Jahre im Rahmen der totalen Viehzählung er- 
hoben (gesetzliche Dauerregelung von Artikel 6 § 1 
der Statistikbereinigungsverordnung). 

Zu Nummer 2 

Auf die Zählung der Bienenvölker wird verzichtet 
(gesetzliche Dauerregelung von Artikel 6 § 2 der 
Statistikbereinigungsverordnung). Die Erhebungen 
des deutschen Imkerverbandes bieten eine ausrei- 
chende Informationsgrundlage. 

Zu Nummer 3 

Die Änderung des Erhebungsjahres erfolgt, um An- 
schluß an die nachzuprüfende allgemeine Viehzäh- 
lung zu halten, deren Turnus wegen der Agrarbe- 
richterstattung geändert wurde. Die Änderung in 
Satz 4 ist redaktioneller Art. 

Zu Nummer 4 

Eine spezialgesetzliche Übermittlungsregelung für 
Einzelangaben ist nicht mehr erforderlich. 


Zu Artikel 6 (Gesetz über eine Statistik der Ar- 
beitskräfte in der Land- und Forst- 
wirtschaft) 

Durch die Verlängerung des Erhebungszeitraums 
auf vier Jahre wird die Erhebung der Arbeitskräfte 
in der Forstwirtschaft an den Turnus der allgemei- 
nen Agrarberichterstattung angepeißt. Dies führt zu 
einer Entlastung der Auskunftspflichtigen. Das Er- 
hebungsjahr wird so festgesetzt, deiß die Ergebnisse 
der allgemeinen Agrarberichterstattung als Aus- 
wahlgrundlage herangezogen werden können (ge- 
setzliche Dauerregelung von Artikel 7 der Statistik- 
bereinigungsverordnung). 
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Zu Artikel 7 (Gesetz über eine Geflügelstatistik) 

Zu Nummer 1 

Die regelmäßige Erfassung der monatlichen Eier- 
produktion ist Voraussetzung für eine zuverlässige 
Marktberichterstattung und Markttransparenz auf 
dem Geflügelsektor sowie Grundlage für Produkti- 
onsvorschätzungen. Sie dient damit der Sicherung 
und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Geflügelwirtschaft. 

Die bisher angewandten Schätzungsmethoden zur 
Ermittlung der Eiererzeugung geben kein zuverläs- 
siges Bild über die tatsächliche Entwicklung in die- 
sem Wirtschaftsbereich. Eine zuverlässige Erfas- 
sung der notwendigen Daten wird deshalb von den 
Marktbeteiligten als dringend erforderlich angese- 
hen, 

Strukturveränderungen und Informationsverpflich- 
tungen gegenüber den Europäischen Gemeinschaf- 
ten machen es notwendig, daß neben den Brüte- 
reien und Geflügelschlachtereien auch größere Un- 
ternehmen mit Hennenhaltung meldepflichtig wer- 
den. 

Zu Nummer 2 

Eine monatliche Erfassung der Eierproduktion 
trägt dem vergleichsweise kurzfristigen Produk- 
tionsrhythmus Rechnung und stellt für die Melde- 
pflichtigen keine zusätzliche Belastung dar, da in 
den größeren Betrieben monatliche Aufzeichnun- 
gen in der Regel vorliegen. 

Die Meldetatbestände Hennenhaltungsplätze, Zahl 
der legenden Hennen, Haltungsform und Bestands- 
aufbau sind im Hinblick auf die angestrebten Pro- 
duktionsvorausschätzungen notwendig. 

Zur Einschränkung des Kreises der Meldepflichti- 
gen sind nur die größeren Unternehmen und Be- 
triebe mit mindestens 3 000 Hennenhaltungsplät- 
zen auskunftspflichtig. Um den Meldeaufwand 
möglichst gering zu halten, können Unternehmen 
mit mehreren Betrieben in einem Land zusammen- 
gefaßte Meldungen abgeben. Damit wird den regio- 
nalen Besonderheiten der Eierproduktion Rech- 
nung getragen. 

Zu Nummer 3 

Eine Herkunftsbestimmung ist mit Zunahme des 
innergemeinschaftlichen Handels nicht immer 
zweifelsfrei möglich. Auf das Erhebungsmerkmal 
„inländische Herkunft“ wird deshalb verzichtet. 

Zu Nummer 4 

Eine spezialgesetzliche Übermittlungsregelung für 
Einzelangaben ist nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 5 

Die Regelung stellt eine redaktionelle Klarstellung 
dar. 


Zu Nummer 6 

Durch die Einbeziehung des neuen § 2 a in § 5 Nr. 2 
erhält der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten auch für diese neue Erhe- 
bung die Ermächtigung, die Zeitabstände der Erhe- 
bungen zu verlängern. 

Zu Nummer 7 

Die §§ 6 (Befugnis der Bundesregierung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen) und 7 (Änderung des 
Viehzählungsgesetzes) werden nicht mehr benö- 
tigt. 


Zu Artikels (Gesetz über eine Schlachtungs- und 
Schlachtgewichtsstatistik) 

Auf die Ermittlung der Herkunft der Tiere im Rah- 
men der Schlachtungsstatistik wird künftig verzich- 
tet (gesetzliche Dauerregelung von Artikel 8 der 
Statistikbereinigungsverordnung). Eine Herkunfts- 
bestimmung, wie sie in § 2 Abs. 1 Satz 2 des Geset- 
zes gefordert wird, ist mit Zunahme des innerge- 
meinschaftlichen Handels nicht immer zweifelsfrei 
möglich. Durch die gesetzlich vorgeschriebene 
Schlachttier- und Fleischbeschau wird eine voll- 
ständige Erfassung aller Schlachttiere gewährlei- 
stet. 


Zu Artikel 9 (Fleischhygiene-Statistik-Verordnung) 

Eine Übermittlung von Einzelangaben ohne Namen 
und Anschrift an die fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden ist nicht erforder- 
lich. 


Zu Artikel 10 (Bundes-Seuchengesetz) 

Durch das 4. Änderungsgesetz zur Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten beim 
Menschen (Bundes-Seuchengesetz) vom 18. Dezem- 
ber 1979 ist in §5a eine gesetzliche Grundlage für 
statistische Erhebungen über übertragbare Krank- 
heiten geschaffen worden. Obwohl dadurch ledig- 
lich eine Rechtsgrundlage für diese Bundesstatistik 
und keine Änderungen hinsichtlich des Umfangs 
oder Inhalts der seit Jahren erhobenen Merkmale 
beabsichtigt war, sind seither Unklarheiten über 
die zu erhebenden Tatbestände aufgetreten. Um die 
bestehende Rechtsunsicherheit zu beseitigen, sol- 
len durch Ergänzung des § 5 a Abs. 1 um Satz 2 die 
auch weiterhin zu erfassenden Tatbestände be- 
stimmt werden. Gleichzeitig wird die Periodizität 
der Erhebungen über Ausscheider von vierteljähr- 
lich auf jährlich verlängert. 


Zu Artikel 11 (Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten) 

Um einen statistischen Überblick über Morbiditäts- 
trends zu gewinnen und einen internationalen Ver- 
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gleich zu ermöglichen, genügt die Erfassung des 
Geburtsjahres und des Geschlechts der Erkrankten 
sowie die Art der Erkrankung. Auf die Erfassung 
weiterer statistischer Angaben kann verzichtet wer- 
den (gesetzliche Dauerregelung von Artikel 9 der 
Statistikbereinigungsverordnung). 


Zu Artikel 12 (Gesetz über die Durchführung von 
Statistiken auf dem Gebiet der So- 
zialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
und der Jugendhilfe) 

Zu Nummer 1 

Angesichts steigender Sozialhilfeausgaben und we- 
gen der starken Abhängigkeit der Sozialhilfe von 
der wirtschaftlichen Entwicklung sind regelmäßige, 
zuverlässige Informationen über den Empfänger- 
kreis aus fachlicher und finanzpolitischer Sicht not- 
wendig. Insbesondere auch auf Kreisebene sind 
vollständige und aussagefähige Daten über Zahl 
und Struktur der Empfänger von Sozialhilfe erfor- 
derlich. 

Die bisherige Stichprobenerhebung kann diese An- 
gaben nicht mit der erforderlichen Genauigkeit er- 
bringen. Trotz aller Bemühungen um ein verbesser- 
tes Verfahren zur Ermittlung von Zahl und Struk- 
tur der Sozialhilfeempfänger können für bestimmte 
Empfängergruppen, wie z. B. in der Nachweisung 
nach Hauptursache der Hilfegewährung, keine sta- 
tistisch gesicherten regionalen Ergebnisse bereitge- 
stellt werden. Zudem ist die Durchführung des Aus- 
wahlplans, wie die Erhebung im Jahr 1981 gezeigt 
hat, sehr fehler anfällig. Die Einführung von alter- 
nativen Erhebungen (repräsentativ oder total) 
durch das 1. Statistikbereinigungsgesetz hat aus 
der Sicht der Länder und des Bundes zu unbefriedi- 
genden Ergebnissen geführt. Durch die vorgeschla- 
gene Regelung wird daher die ursprüngliche jährli- 
che Periodizität wiederhergestellt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Ursprünglich hätte im Jahr 1985 eine Erhebung er- 
folgen müssen, die jedoch durch die „Verordnung 
zur Aussetzung statistischer Erhebungen im Be- 
reich der Jugendhilfe im Jahr 1985 nach dem Ge- 
setz über die Durchführung von Statistiken auf dem 
Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge und 
der Jugendhilfe“ vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I 
S. 2527) ausgesetzt wurde. 

Durch die Regelung wird ein neuer Beginn für den 
Erhebungsturnus festgesetzt; gegenüber dem ur- 
sprünglichen Turnus sind die Erhebungen um ein 
Jahr hinausgeschoben worden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Wie unter Nummer 2 Buchstabe a war die Erhe- 
bung für das Jahr 1985 ausgesetzt. 

Durch die Regelung wird ein neuer Beginn für den 
Erhebungsturnus festgesetzt. Gleichzeitig wird die 


Erhebung auf die aufgezählten Erhebungstatbe- 
stände der Jugendarbeit beschränkt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Die in der Jugendhilfe tätigen Personen sollen wie 
die Einrichtungen nur noch alle vier Jahre ermittelt 
werden. Dadurch entfällt die bisherige Teilung in 
eine jährliche Erfassung von Grunddaten und eine 
vierjährige Erhebung von zusätzlichen Daten (ge- 
setzliche Dauerregelung von Artikel 10 § 2 der Stati- 
stikbereinigungsverordnung). 

Zu Nummer 3 

Die Ergänzung der Auskunftspflicht um kreisange- 
hörige Gemeinden ohne eigenes Jugendamt, soweit 
sie Aufgaben der Jugendhilfe erfüllen, ist erforder- 
lich, um sämtliche Leistungen des kommunalen Be- 
reichs zu erfassen. Darüber hinaus hat es sich als 
zweckmäßig erwiesen, ausdrücklich zu bestimmen, 
daß den statistischen Ämtern der Länder auf Anfor- 
derung von den genannten Trägern die erforderli- 
chen Anschriften zur Verfügung zu stellen sind, um 
einerseits eine Vollständigkeit der Erhebungen zu 
erreichen und andererseits Doppelmeldungen zu 
vermeiden. Diesbezüglich wird auch auf den Ge- 
setzentwurf des Bundesrates (BR-Drucksache 184/ 
82 vom 16. Juli 1982; Beschluß) hingewiesen. 


Zu Artikel 13 (Gesetz zur Durchführung einer Sta- 
tistik über die Personenbeförderung 
im Straßenverkehr) 

Zu Nummer 1 

Die vorgesehene Einschränkung des Kraftfahr- 
zeugverkehrs auf den Verkehr mit Kraftomnibus- 
sen, Obussen und Straßenbahnen reduziert den Er- 
hebungsumfang und führt bei den auskunftspflich- 
tigen Unternehmen zu Vereinfachungen bei der An- 
meldung. Die Reduzierung der Zahl der Melde- 
pflichtigen kommt vor allem kleineren Unterneh- 
men zugute (gesetzliche Dauerregelung von Arti- 
kel 11 § 1 der Statistikbereinigungsverordnung). 

Zu Nummer 2 

Auf die Erfassung der Anzahl der betriebenen Li- 
nien im Rahmen der Unternehmensstatistik (Num- 
mer 2 c) kann verzichtet werden (gesetzliche Dauer- 
regelung von Artikel 11 §2 der Statistikbereini- 
gungsverordnung). Zusätzlich erfolgt eine Konkreti- 
sierung der Periodizität und der Berichtszeit dieses 
Erhebungsteils (Nummern 2 a und 2 d). 

Zu Nummer 3 

Durch die Anhebung der Erfassungsgrenze bei 
Kraftomnibussen von bisher vier auf sechs Busse 
und deren Anwendung auf alle Verkehrsarten im 
Rahmen der Verkehrsstatistik entfällt die Berichts- 
pflicht bei mehr als der Hälfte der rd. 5 000 Unter- 
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nehmen (gesetzliche Dauerregelung von Artikel 11 
§ 1 Satz 3 der Statistikbereinigungsverordnung). 
Die verbleibenden Unternehmen repräsentieren 
84 V. H. der Busse und 90 v. H. der Einnahmen. 

Künftig sollen die Angaben zur Verkehrsstatistik 
für alle Verkehrsarten einheitlich vierteljährlich er- 
faßt werden (gesetzliche Dauerregelung von Arti- 
kel 11 § 3 Satz 1 der Statistikbereinigungsverord- 
nung). Diese Regelung führt sowohl bei den aus- 
kunftspflichtigen Unternehmen als auch im statisti- 
schen Dienst zu anmeldetechnischen Erleichterun- 
gen. Zusätzlich erfolgt auch hier eine Konkretisie- 
rung der Periodizität und der Berichtszeit dieses 
Erhebungsteils. 

Zu Nummer 4 

Durch die Veröffentlichung von Einzelangaben in 
Länderergebnissen wird eine stärkere unmittelbare 
Nutzung für regionale Zwecke ermöglicht. Betrof- 
fen sind hiervon öffentliche Verkehrsunternehmen, 
deren Angaben, soweit sie überhaupt Gegenstand 
dieser Statistik sind, in der Regel aus anderen stati- 
stischen Quellen bekannt sind. Ausgenommen von 
dieser Veröffentlichungsmöglichkeit sind die Anga- 
ben über Umsätze und Einnahmen, die nur mit Ein- 
willigung des auskunftspflichtigen Unternehmers 
(§11 Abs. 1 BStatG bzw. § 16 Abs. 1 Nr. 1 Entwurf- 
BStatG) veröffentlicht werden dürfen. 


Zu Artikel 14 (Straßenverkehrsunfallstatistik) 

Zu Nummer 1 

Auf die Feststellung nach dem Gurtanlegeverhalten 
von Fahrzeuginsassen bei einem Unfall soll verzich- 
tet werden, da der mit der Ermittlung dieser Anga- 
ben verbundene Mehraufwand für den Polizeivoll- 
zugsdienst in keinem angemessenen Verhältnis zu 
dem zu erwartenden, möglicherweise ungenauen 
Ergebnis steht (gesetzliche Dauerregelung von Arti- 
kel 12 der Statistikbereinigungsverordnung). 

Zu Nummer 2 

Eine spezialgesetzliche Übermittlungsregelung für 
Einzelangaben ist nicht mehr erforderlich. 

Zu Artikel 15 (Außenhandelsstatistik-Durchfüh- 
rungsverordnimg) 

Mit der Änderung der Außenhandelsstatistik- 
Durchführungsverordnung (AHStatDV) werden 
verschiedene Wertgrenzen angehoben. Diese Anhe- 
bung beeinträchtigt die Aussagefähigkeit der au- 
ßenhandelsstatistischen Ergebnisse nicht. Sie ist 
aber mit Entlastungen für die jeweiligen Aus- 
kunftspflichtigen verbunden. 

Zu Nummer 1 Buchstaben a und c 

Die Anhebung der Wertgrenze für die vereinfachte 
Anmeldung von Ausfuhrsendungen von 2 000 DM 


auf 3 000 DM macht eine entsprechende Erhöhung 
der für die vereinfachte Anmeldung von Maschi- 
nenteilen und -Zubehör ein- und ausfuhrseitig nach 
§ 30 Abs. 1 Nr. 6 und 15 AHStatDV geltenden Wert- 
grenzen erforderlich. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

In § 30 Abs. 1 Nr. 13 der AHStatDV soll die Wert- 
grenze von derzeit 500 DM auf 2 000 DM angehoben 
werden. Dies gilt für Ausfuhren von Zeitungen, 
Zeitschriften, Büchern, Noten und Landkarten, die 
mit einer Sammelanmeldung angemeldet werden 
können. 

Zu Nummer 2 Buchstaben a und c 

Die Wertgrenzen in der Anlage zu § 31 AHStatDV 
Befreiungsliste I Nr. 2 Buchstabe b (private Ge- 
schenke) bzw. Nr. 34 Buchstabe a (im kleinen 
Grenzverkehr mitgeführte, nicht zum Handel be- 
stimmte Waren) sollen von jeweils derzeit 500 DM 
auf 1 000 DM erhöht werden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

In der Anlage zu § 31 Befreiungsliste I Nr. 10 Buch- 
stabe a AHStatDV soll die Wertgrenze, bis zu der 
Waren, die — neben den im ersten Halbsatz ge- 
nannten Waren — durch Reisende mitgeführt wer- 
den, nicht zum Handel bestimmt und bei Einfuhr, 
Ausfuhr und Durchfuhr von der Anmeldung zur 
Außenhandels Statistik befreit sind, von derzeit 
2 000 DM auf 3 000 DM angehoben werden. Dies 
entspricht der für die vereinfachte Anmeldung von 
Ausfuhr Sendungen mit Wirkung vom 27. August 
1981 von 2 000 DM auf 3 000 DM angehobenen Wert- 
grenze. 


Zu Artikel 16 (Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die Preisstatistik) 

Durch die Regelung entfällt die Erhebung über 
Preise für Leistungen des Gastgewerbes. Es ist 
nicht mehr erforderlich, die seit Verkündung des 
1. Statistikbereinigungsgesetzes dreijährlich (vor- 
her jährlich) angeordnete erweiterte Statistik für 
Zwecke regionaler Preisvergleiche weiterhin zu er- 
heben, zumal diese Erhebung mit einem beträchtli- 
chen Aufwand verbunden ist und die monatlich 
durchzuführende Statistik der Preise für Leistun- 
gen im Gastgewerbe seit Januar 1982 in verbesser- 
ter Form durch Einbeziehung zusätzlicher Berichts- 
gemeinden erhoben wird (gesetzliche Dauerrege- 
lung von Artikel 14 der Statistikbereinigungsver- 
ordnung). 


Zu Artikel 17 (Verordnung über eine Eisenbahnsta- 
tistik) 

Die monatliche Meldung der Bahnbetriebsunfälle 
ist nicht erforderlich. Für die Zwecke der amtlichen 
Statistik reicht eine jährliche Übermittlung der An- 
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gaben aus (gesetzliche Dauerregelung von Arti- 
kel 15 der Statistikbereinigungsverordnung). 


Zu Artikel 18 (Rückkehr zum einheitlichen Verord- 
nungsrang) 

Die Regelung ist notwendig, um eine „Versteine- 
rung“ der durch Gesetz geänderten Teile der 
Rechtsverordnungen zu vermeiden und in Zukunft 
wieder ihre Änderung durch eine Rechtsverord- 
nung zu ermöglichen. 


Zu Artikel 19 (Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Verordnungen) 

Die zuständigen Bundesminister sollen im Bundes- 
gesetzblatt Neufassungen der geänderten Gesetze 
und Verordnungen bekanntmachen können. 


Zu Artikel 20 (Berlin-Klausel) 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 21 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes. Ein unmittelbares Inkrafttreten nach der Ver- 
kündung des Gesetzes empfiehlt sich nicht, da zahl- 
reiche Gesetze, die durch dieses Gesetz geändert 
werden, Jahreserhebungen anordnen. Eine Neufas- 
sung der Erhebungs- und Aufbereitungsverfahren 
muß daher auf den Beginn des jeweils neuen Erhe- 
bungsturnus abstellen. 


C. Kosten 

Die Durchführung des Gesetzes wird insgesamt zu 
keinen weiteren Kosten bei den durchführenden 
Behörden in Bund und Ländern führen. Von einer 
Schätzung der Kosten wurde wegen des Unsicher- 
heitsgrades solcher Schätzungen und des relativ ho- 
hen Verwaltungsaufwandes Abstand genommen. 

Mit dem Gesetz gehen auch Entlastungen bei den 
von der Statistikbefragung Betroffenen einher. Die 
damit verbundene Kosteneinsparung ist im Einzel- 
fall unterschiedlich und läßt sich nicht quantifizie- 
ren. Vom Gesamtumfang her dürften sich aber 
keine Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisni- 
veau, ergeben. 


D. Stellungnahme 
der kommunalen Spitzenverbände 

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen- 
verbände hat wie folgt Stellung genommen: 


Zu Artikel 3 (Gesetz über die Finanzstatistik) 

Wir schlagen vor, im neuen § 7 Abs. 3 die Merkmale 
bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 7 genannten wirtschaftli- 
chen Unternehmen in vergleichbarem Umfang zu 
erfragen, wie es in § 7 Abs. 1 Nr. 1 für die Auskunfts- 
pflichtigen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 vorgesehen 
ist. 

Begründung 

Größe und wirtschaftliche Bedeutung der rechtlich 
selbständigen Unternehmen (rd. 30 v. H. der Be- 
schäftigten im kommunalen Bereich) machen es er- 
forderlich, diese vollständig in die Erhebung einzu- 
beziehen. Anderenfalls gehen wichtige Informatio- 
nen, die insbesondere zur Vorbereitung und Beur- 
teilung tarifpolitischer Maßnahmen benötigt wer- 
den, verloren. 


Zu Artikel 12 (Gesetz über die Durchführung von 
Statistiken auf dem Gebiet der So- 
zialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
und der Jugendhilfe) 

1. Zu Nummer 1 (Sozialhilfestatistik) 

Wie befürworten eine Rückkehr zur jährlichen To- 
talerhebung der Sozialhilfeempfänger. Die damit 
verbundene Verwaltungsmehrarbeit läßt sich je- 
doch nur dann verantworten, wenn sowohl die Da- 
ten über die Ausgaben und Einnahmen als auch 
über die Empfänger der Sozialhilfe zu einem we- 
sentlich früheren Zeitpunkt, als dies bisher der Fall 
ist, zur Verfügung stehen. 

2. Zu Nummer 2 (Jugendhilfestatistik) 

Grundsätzlich begrüßen vnr die Zielrichtung dieses 
Novellierungsvorschlags, weisen jedoch darauf hin, 
daß eine Durchführung der Jugendhilfestatistik 
ohne Einschaltung der Gemeinden in den Berichts- 
weg 1981/82 zu unplausiblen Ergebnissen geführt 
hat. Da die Jugendhilfeplanung eine wesentliche 
Aufgabe der Gemeinden und Gemeindeverbände 
ist, für deren ordmmgsgemäße Erfüllung sie Infor- 
mationen dringend benötigt, sollte für die anstehen- 
den Erhebungen im Jahr 1987 eine wesentliche Ver- 
besserung der Qualität der Daten angestrebt wer- 
den. 

Weiterhin schlagen wir vor, in § 5 Abs. 3 des Geset- 
zes nach dem Wort „Jugendwohlfahrtsbehörden“ 
die Worte „und die Gemeinden, die nicht Träger der 
Jugendhilfe sind“ einzufügen. 

Begründung 

Auch in den Gemeinden, die kein eigenes Jugend- 
amt unterhalten, werden Einrichtungen der Ju- 
gendarbeit wie beispielsweise Häuser der offenen 
Tür und Kindergärten betrieben. Daneben werden 
Maßnahmen der Jugendarbeit durchgeführt sowie 
Axifwendungen für die Jugendhilfe erbracht. Im 
Sinne einer Klarstellung der Auskunftspflicht hal- 
ten wir den Vorschlag für erforderlich. 
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Zu Artikel 13 (Gesetz zur Durchführung einer Sta- 
tistik über die Personenbeförderung 
im Straßenverkehr) 

Der Artikel 13 stellt einen ersten notwendigen 
Schritt dar, um diese Statistik einerseits zu verein- 
fachen und andererseits einen höheren Nutzen zu 
erzielen. Wir schlagen zur Fortentwicklung dieser 
Statistik vor, das Erhebungsmerkmal „Platzkilome- 
ter“ im Rahmen des § 3 (Verkehrsstatistik) aufzu- 
nehmen, da dieses den Informationswert der Stati- 


stik ohne großen Aufwand weiter verbessern wür- 
de. 

Weiterhin möchten wir darauf hinweisen, daß es im 
Zuge einer Novellierung des Bundesstatistikgeset- 
zes oder im Rahmen weiterer Novellierungen von 
Spezialstatistikgesetzen erforderlich wird, gemäß 
den Aussagen und unter den Auflagen des Volks- 
zählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden in angemes- 
sener Weise Zugang zu den Daten der amtlichen 
Statistik zu verschaffen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel la — neu — 

Nach Artikel 1 ist folgender Artikel 1 a einzufü- 
gen: 

, Artikel 1 a 

Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe 

In § 2 des Gesetzes über die Statistik im Pro- 
duzierenden Gewerbe in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 30. Mai 1980 (BGBl. I S. 641) 
wird Buchstabe A Ziffer III Nr. 4 gestrichen.“ 

Begründung 

Die jährliche Stichtagserhebung des Auftrags- 
bestandes für fachliche Betriebsteile bei allen 
Betrieben ergibt nach dem Wegfall der monatli- 
chen Auftragsbestands Statistik bei bundesweit 
bis zu 3 000 Unternehmen auf Grund von Arti- 
kel 2 § 3 der Statistikbereinigungsverordnung 
keinen Sinn mehr. Die fachliche Betriebserfas- 
sung seitens der Länder diente überwiegend 
nur als Basisstatistik für die Unternehmenssta- 
tistik des Bundes. Die Erhebung kann daher 
entfallen. 

2. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 3 Abs. 1) 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. • . • (wie Gesetzentwurf)“. 

b) Nummer 5 wird gestrichen. 

Begründung 

Auf Grund der Praxis des Finanzplanungsrates 
sind die Angaben nach Nummer 5 entbehrlich. 
Sie finden keinen Niederschlag bei den jeweili- 
gen Beratungen. 

Die Mehrzahl der Länder weist im Finanzplan 
eine Aufgliederung der Ausgaben und Einnah- 
men nach Aufgabengebieten nicht mehr aus. 

3. Zu Artikel 3 Nr. 2a — neu — (§3 Abs. 2) 

Nach Nummer 2 ist folgende Nummer 2 a einzu- 
fügen: 

„2 a. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.“ 

Begründung 

Der Absatz 2 ist gesetzestechnisch überflüssig. 
Im übrigen ist durch § 2 Abs. 1 Nr. 8 die Erfas- 


sung der kaufmännisch geführten Hochschul- 
kliniken sichergestellt. 

4. Zu Artikel 3 Nr. 7 Buchstaben a und b (§ 7) 

In § 7 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Buchstabe a sind 
nach den Worten „die Art“ jeweils die Worte 
der Umfang und die Dauer“ einzufügen. 

Begründung 

Es war schon bei der bisherigen Formulierung 
des § 7 Abs. 1 Nr. 1 („. . . nach den Dienstverhält- 
nissen . . .“) umstritten, ob neben der Erfassung 
in der Gliederung nach Beamten, Angestellten 
und Arbeitern auch der Nachweis des Umfanges 
und der Dauer des Dienstverhältnisses zulässig 
ist. Die neue Fassung des Absatzes 1 Nr. 1 
( = Nr. 7 a) („. . . Art des Dienstverhältnisses . . .“) 
läßt nach der bisher praktizierten Gliederung in 
Art, Umfang und Dauer eine Einschränkung 
vermuten, die aber offensichtlich nicht beab- 
sichtigt ist. 

5. Zu Artikel 3 Nr. 7 Buchstaben a und b (§ 7) 

In § 7 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und in Abs. 2 
Buchstabe b sind die Worte „jedem dritten“ je- 
weils durch die Worte „jedem fünften“ sowie in 
§ 7 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c und Abs. 2 Buchsta- 
be c die Worte „jedem sechsten“ bzw. „jedem 
neunten“ jeweils durch die Worte „jedem zehn- 
ten“ zu ersetzen. 

Begründung 

Neben der jährlichen Erfassung des Personal- 
bestandes im öffentlichen Dienst würde eine 
weitergehende Erfassung von Strukturmerkma- 
len der Beschäftigten alle fünf bzw. zehn Jahre 
ausreichen, da durch die Verwaltungsautoma- 
tion die Voraussetzungen für die Gewinnung 
der jeweils benötigten statistischen Information 
durch die Fachverwaltungen selbst vorhanden 
sind. Dieser Vorschlag bewirkt gegenüber dem 
Gesetzentwurf noch weitergehende Einsparun- 
gen. 

6. Zu Artikel 3 Nr. 7 Buchstabe a (§ 7) 

In § 7 Abs. 1 Nr. 3 sind das Komma nach dem 
Wort „Dienstverhältnis“ durch das Wort „und“ 
zu ersetzen und die Worte „sowie den Grund des 
Wechsels nach ausgewählten Fallgruppen“ zu 
streichen. 

Begründung 

Die Personalwechselstatistik ist mit einem gro- 
ßen Arbeitsaufwand verbunden, der nicht im 
Verhältnis zur Qualität der Ergebnisse steht. 
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7. Zu Artikel 4 Nr. 1 (§ 4) 

Nummer 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

,a) In Satz 1 wird das Wort „ , Bremen“ gestri- 
chen.' 

b) In Buchstabe b sind die Worte „Die Länder 
Berlin und Bremen erheben“ durch die 
Worte „Das Land Bremen erhebt“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

Sollte eine Verlängerung der Periodizität von 
zwei auf vier Jahre für die Bodennutzungserhe- 
bung festgeschrieben werden, so kann der ge- 
setzliche Auftrag zur Durchführung der Agrar- 
berichterstattung und der EG-Erhebung über 
die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe 
von Berlin in Zukunft nicht mehr erfüllt wer- 
den. 


8. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 7) 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei der Gemüseanbauerhebung werden 

im Monat Juli erfaßt 

1. alle vier Jahre allgemein, beginnend 1988, 
der Anbau von Gemüse, Erdbeeren und 
Zierpflanzen, 

2. in den dazwischenliegenden Jahren, be- 
ginnend 1987, repräsentativ bei höchstens 
12 000 Auskunftspflichtigen der Anbau 
von Gemüse und Erdbeeren, 

3. alle zwei Jahre, beginnend 1990, repräsen- 
tativ bei höchstens 1 500 Auskunftspflich- 
tigen der Anbau von Zierpflanzen, außer 
in den Jahren mit allgemeiner Erhebung, 

4. in den Jahren mit allgemeiner Erhebung 
zusätzlich der Anbau von Gemüse und 
Erdbeeren zur Erfüllung vertraglicher 
Bindungen bei der Erzeugung und beim 
Absatz. 

Dabei werden die Flächen nach Pflanzenarten 

und Pflanzengruppen untergliedert“ ‘ 

Begründung 

Weitere Entlastung der Auskunftspflichtigen. 

9. Zu Artikel 4 Nr. 4 (§9) 

Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Worten „alle 
fünf Jahre,“ die Worte „beginnend 1988,“ 
eingefügt. 

b) Satz 2 wird gestrichen.' 


Begründung 

Diese Formulierung verdient gegenüber der im 
Gesetzentwurf für Absatz 1 vorgesehenen Er- 
gänzung den Vorzug, da sie eindeutig ist. 

10. Zu Artikel 4 Nr. 6 (§ 17) 

Nummer 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Ohne diese Regelung können in vielen Fällen 
regionale Untersuchungen, bei denen tiefer ge- 
gliederte Angaben bis auf Gemeindeebene nötig 
sind, nicht mehr vorgenommen werden. Dies 
trifft z. B. zu bei Einzelangaben über wenig an- 
gebaute Fruchtarten oder bei Bestandsgrößen 
in der Geflügelhaltung. 

11. Zu Artikel 5 Nr. 1 und 2 (§ 1) 

Die Nummern 1 und 2 sind wie folgt zu fassen: 

,1. In § 1 Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
„Bei der Viehzählung im Dezember werden 
alle zwei Jahre erfaßt 

a) allgemein, beginnend 1986, die Bestände 
an Rindvieh, Schweinen, Schafen, Pferden 
und Geflügel, 

b) repräsentativ, beginnend 1987, die Be- 
stände an Rindvieh, Schweinen und Scha- 
fen.“ 

2. In § 1 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „1981“ durch 
die Zahl „1988“ ersetzt' 

Begründung 
Redaktionelle Klarstellung. 

12. Zu Artikel 5 Nr. 4 (§ 8) 

Nummer 4 ist zu streichen. 

Begründung 

In Artikel 5 Nr. 4 ist die Streichung des § 8 des 
Viehzählungsgesetzes vorgesehen. Damit wäre 
künftig ausgeschlossen, daß die Ergebnisse der 
Viehzählung als Berechnungsgrundlage für die 
Beiträge der Tierseuchenkasse verwendet wer- 
den können. Dies hätte zur Folge, daß hierfür 
ein gesondertes Erhebungsverfahren mit weit- 
gehend gleichem Inhalt wie die Viehzählung er- 
forderlich wäre. Die betroffenen Tierhalter und 
die Öffentlichkeit hätten hierfür kein Verständ- 
nis. Eine zweite Erhebung würde als unnötige 
bürokratische Maßnahme empfunden. Der 
Schutz der personenbezogenen Daten der Be- 
troffenen erfordert keine gesonderte Erhebung. 
Durch die bisherige Praxis wird das Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung nicht beein- 
trächtigt. Dagegen würden sich bei Einführung 
eines gesonderten Erhebungsverfahrens für die 
Tierhalter erhebliche Nachteile ergeben. Sie be- 
fürchten zu Recht, daß abgesehen von dem zu- 
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sätzlichen Zeitaufwand Belastungen durch er- 
höhte Versicherungsbeiträge entstehen. 

Durch eine Streichung des §8 des Viehzäh- 
lungsgesetzes wäre auch die Mitwirkung der 
Gemeinden in der Vatertierhaltung bzw. in der 
künstlichen Besamung erheblich erschwert. 

13. Zu Artikel 6 

In Artikel 6 ist der Text wie folgt zu fassen: 

„In § 1 des Gesetzes über eine Statistik der Ar- 
beitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft in 
der Fassung der Bekanntmachung vom l.Juli 
1980 (BGBl. I S. 820) wird Absatz 3 gestrichen.“ 

Begründung 

Die Ergebnisse über die Arbeitskräfte in der 
Forstwirtschaft lassen sich größtenteils aus den 
Unterlagen der Forstverwaltung (z. B. über die 
Waldarbei terentlohnung) entnehmen. Soweit 
dies nicht der Fall ist, können sie von den Forst- 
ämtern geschätzt werden. Wegen der zuneh- 
menden überbetrieblichen Waldbewirtschaf- 
tung bereitet die Erhebung im Bereich der 
Körperschaftsforsten wachsende methodische 
Schwierigkeiten. Die Qualität der Ergebnisse 
wird dadurch ständig verschlechtert und ihr 
Aussagewert zunehmend eingeschränkt. 

14. Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 2 a) 

In § 2 a Abs. 1 sind in den Nummern 1 und 3 die 
Worte „zum 15.“ jeweils durch die Worte „zum 
1.“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Erfassung der Bestände erfolgt in den Be- 
trieben jeweils am Monatsbeginn; sämtliche 
EDV- und Buchführungssysteme in den Betrie- 
ben sind auf den Monatsanfang abgestellt. 

Ein Erhebungsstichtag zum 15. des Monats be- 
deutet für die Betriebe einen unzumutbaren Er- 
hebungsmehraufwand. 

15. Zu Artikel 7 Nr, 2 (§ 2 a) 

In §2a Abs. 1 Nr. 3 sind nach dem Wort „Be- 
standsaufbau“ die Worte „nach Altersklassen 
und Legeperioden“ einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Klarstellung. 

16. Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 2 a) 

In § 2 a Abs. 3 Satz 2 sind nach den Worten „zu- 
sammengefaßte Meldung“ die Worte „»geglie- 
dert nach Betrieben,“ einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Gliederung nach Betrie- 


ben auch in Fällen des Absatzes 3 von wesentli- 
cher Bedeutung ist. 

17. Zu Artikel 7 Nr. 4 (§ 4) 

Nummer 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die praktische Anwendung des § 4 ist nur 
in verfassungskonformer Auslegung möglich, 
^er die Streichung von spezialgesetzlichen 
Übermittlungsregelungen sollte jedoch erst 
nach der Novellierung des Bundesstatistikge- 
setzes entschieden werden. 

18. Zu Artikel 8 

Artikel 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Ohne die Ermittlung der Herkunft der Tiere 
sind Länderbilanzen bei der Fleischerzeugung 
nicht mehr möglich. Um die regionale Markt- 
transparenz zu erhalten, sind Daten über das 
Fleischaufkommen aus eigener Erzeugung und 
Import dringend erforderlich. Der Entlastungs- 
effekt bei der Ermittlung rechtfertigt nicht den 
Informationsverlust. 

19. Zu Artikel 12 Nr. 2 Buchstabe b (§ 4) 

In § 4 Nr. 5 ist der letzte Halbsatz wie folgt zu 
fassen: 

„aufgegliedert nach Geschlecht, Trägergruppen 
und Dauer der Maßnahme;“. 

Begründung 

Im Hinblick auf die Verwirklichung der Gleich- 
berechtigung der Frau ist es erforderlich, die 
Beteiligung der Mädchen an den Maßnahmen 
besonders zu erfassen. 

Nach den Ergebnissen der Erhebung 1982 wa- 
ren die Mädchen unterrepräsentiert. Es muß 
feststellbar sein, inwieweit sich die Maßnahmen 
zur Einbeziehung der Mädchen und die spe- 
zielle Einrichtung von Maßnahmen für Mäd- 
chen auf die Beteiligung der Mädchen ausge- 
wirkt haben und sich auch in der Folgezeit aus- 
wirken werden. 

20. Zu Artikel 12 Nr. 2 Buchstabe c (§ 4) 

In § 4 Nr. 6 sind nach den Worten „in der Ju- 
gendhilfe“ die Worte „haupt- und nebenberuf- 
lich“ einzufügen. 

Begründung 

Nach der Fassung der Nummer 2 Buchstabe c 
(= §4 Nr. 6: „...die in der Jugendhilfe tätigen 
Personen . . .“) könnten auch ehrenamtlich tä- 
tige Personen unter diese Vorschrift fallen. Die- 
ser Personenkreis soll aber bei der anlaufenden 
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Erhebung für 1986 — wie auch 1982 — nicht ein- 
bezogen werden. Es wird deshalb vorgeschla- 
gen, die Formulierung . . die in der Jugendhilfe 
haupt- und nebenberuflich tätigen Personen . . 
zu wählen [so auch schon Artikel 11 Nr. 1 Buch- 
stabe c des Gesetzentwurfs des Bundesrates 
vom 16. Juli 1982, BR-Drucksache 184/82 (Be- 
schluß)]. 

21. Zu Artikel 12a — neu — 

Nach Artikel 12 ist folgender Artikel 12 a einzu- 
fügen: 

, Artikel 12 a 

Schwerbehindertenge setz 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Oktober 1979 
(BGBl. I S. 1649), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom . . . (BGBl. IS ), wird wie folgt geändert: 

1. § 51 Abs. 2 wird gestrichen. 

2. § 51 Abs. 3 wird Absatz 2 und erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Auskunftspflichtig sind die nach § 3 
Abs. 1 und 5 zuständigen Behörden.“' 

Begründung 
Zu Nummer 1 

Die Statistik der Rehabilitationsmaßnahmen 
bringt angesichts der aus Geschäftsstatistiken 
bereits vorliegenden Daten nur einen geringen 
zusätzlichen Informationsgewinn. Dieser ist zu- 
dem mit methodischen Mängeln und mit Pro- 
blemen bei der Durchführung behaftet, die mit 
vertretbarem Aufwand nicht zu beseitigen sind, 
wie z. B. die Schwierigkeit der Unterscheidung 
von rehabilitativen und kurativen Maßnahmen 
oder die mangelnde Vollzähligkeit wegen feh- 
lender Angaben der privaten Krankenversiche- 
rungen. 

Zu Nummer 2 
Folge änderung. 

22. Zu Artikel 12b — neu — 

Nach Artikel 12 a ist folgender Artikel 12 b ein- 
zufügen: 

»Artikel 12 b 

Beherbergungsstatistikgesetz 

Das Beherbergungsstatistikgesetz vom 14. Juli 
1980 (BGBl. I S. 953) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

»§2 

(1) Die monatlichen Erhebungen (§ 1 Abs. 2 
Nr. 1) erfassen in den Beherbergungs Stätten, 
die nach Einrichtung und Zweckbestimmung 
dazu dienen, mehr als acht Gäste gleichzeitig 
vorübergehend zu beherbergen. 


1. die Anzahl der Ankünfte und Übernach- 
tungen von Gästen, bei Gästen mit Wohn- 
sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt außer- 
halb des Geltungsbereiches des Gesetzes 
in der Unterteilung nach Ländern, 

2. die Anzahl der im Berichtsmonat angebo- 
tenen Fremdenbetten und Wohneinheiten 
sowie auf Campingplätzen die Anzahl der 
Stellplätze. 

(2) In Gemeinden mit weniger als 100 000 
Einwohnern, in denen im jeweiligen Vorjahr 
von den Beherbergungs Stätten zusammen 
mindestens 100 Fremdenbetten angeboten 
wurden oder die auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften ganz oder teilweise als Kurort, 
Erholungsort oder mit einem anderen Frem- 
denverkehrs-Prädikat staatlich anerkannt 
sind, werden die in Absatz 1 Nr. 1 genannten 
Angaben auch in Beherbergungsstätten erho- 
ben, die nach Einrichtung und Zweckbestim- 
mung gleichzeitig nur weniger als neun Gä- 
ste vorübergehend beherbergen können. Die 
in Absatz 1 Nr. 2 genannten Angaben werden 
in diesen Beherbergungs Stätten jährlich zum 
30. Juni erhoben.“ 

2. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§5 

Beherbergungsstätten im Sinne des § 1 
Abs. 1 sind die Betriebe des Beherbergungs- 
gewerbes sowie Sanatorien, Heilstätten, Kur- 
anstalten, Erholungsheime, Kinderheime, 
Heimvolkshochschulen, Jugendherbergen, 
Campingplätze und sonstige Unterkunftsstät- 
ten, in denen zum vorübergehenden Aufent- 
halt Personen Unterkunft gewährt wird.'“ 

Begründung 
Zu §2 

Mit dem Beherbergungsstatistikgesetz vom 
14. Juli 1980 wurde die Fremdenverkehrsstati- 
stik so abgeändert, daß monatlich nur noch Da- 
ten für Betriebe mit mehr als acht Betten erho- 
ben wurden. Die Erfahrungen mit dieser neu 
abgegrenzten Statistik haben gezeigt, daß diese 
für die Beobachtung der fremdenverkehrlichen 
Entwicklung unzureichend ist. Länder, Gemein- 
den und Fachverbände sind sich darin einig, daß 
durch das Fehlen der Kleinbetriebe keine aus- 
reichenden, repräsentativen Ergebnisse zur Be- 
urteilung der fremdenverkehrlichen Situation 
auf regionaler Ebene gewonnen werden können. 
Versuche in den Ländern haben auch gezeigt, 
daß diese gravierenden Lücken im Erhebungs- 
konzept für die Fremdenverkehrsbeobachtung 
durch freiwillige Erhebungen der Länder oder 
auch der Fremdenverkehrsverbände nicht be- 
seitigt werden können. 

Notwendig ist daher eine jährliche Ergänzungs- 
erhebung bei Kleinbetrieben, wobei zur Begren- 
zung des Aufwands eine Auswahl an Gemein- 
den vorgeschlagen wird. 
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Zu §5 

Folge der Änderung von § 2. Im übrigen Klar- 
stellung. 

23. Zu Artikel 13 Nr. 4 (§ 5) 

In § 5 ist das Wort „Bundesländern“ durch das 
Wort „Kreisen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgesehene Regelung berücksichtigt nur 
das Bundesinteresse. Für die Länder besteht je- 
doch ein Veröffentlichungsbedarf auch auf Re- 
gionalbasis. 

24. Zu Artikel 14 Nr. 2 (§ 5) 

Nummer 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die praktische Anwendung des § 5 ist zwar nur 
in verfassungskonformer Auslegung möglich, 
^er die Streichung von spezialgesetzlichen 
Übermittlungsregelungen sollte jedoch erst 


nach Novellierung des Bundesstatistikgesetzes 
entschieden werden. 

Es ist nicht auszuschließen, daß im Rahmen der 
Unfallforschung auf die Einzelangaben eines 
Unfalls zurückgegriffen werden muß. Da Unfall- 
forschung nicht nur als „unabhängige wissen- 
schaftliche Forschung“ im Sinne des § 16 Abs. 4 
des Entwurfs eines Bundesstatistikgesetzes be- 
trieben wird und anonymisierte Einzelangaben 
(z. B. ohne Geburtsdatum) für die Unfallfor- 
schung kaum Aussagekraft haben, besteht 
auch weiterhin ein Bedarf nach Beibehaltung 
der spezialgesetzlichen Übermittlungsregelung, 
wenn auch möglicherweise in modifizierter 
Form. 

25. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die 
noch offenen Bereinigungsanliegen der Länder, 
insbesondere soweit sie im Gesetzentwurf des 
Bundesrates für ein 2. Statistikbereinigungsge- 
setz vom 16. Juli 1982 [BR-Drucksache 184/82 
(Beschluß)] enthalten sind, in einem 3. Statistik- 
bereinigungsgesetz zu realisieren. 


22 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/5964 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nummer 1 

— Zu Artikel 1 a (neu) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 2 

— Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 3 Abs. 1) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Bundes- 
regierung wird jedoch im Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens mögliche Einschränkungen bei 
der Gliederung nach Aufgabenbereichen prüfen. 

Die Finanzplanungsstatistik ist die einzige der All- 
gemeinheit zugängliche Informationsquelle, die de- 
taillierte Informationen über die mittelfristigen Pla- 
nungen der öffentlichen Haushalte bereitstellt. Der 
Finanzplanungsrat benötigt für seine Sitzungen 
Unterlagen, für deren Erarbeitung die Finanzpla- 
nungsstatistik die Basis darstellt. Außerdem sind 
die Ergebnisse der Finanzplanungsstatistik für 
kommunale Stellen, wissenschaftliche Institute u. a. 
von Interesse. Der Wert der Statistik liegt auch dar- 
in, daß die Aggregation der großen Zahl von Einzel- 
planungen Inkonsistenzen zwischen den verschie- 
denen Ebenen erkennen läßt, wie z. B. Abweichun- 
gen zwischen Zuweisungen einer Verwaltungs- 
ebene und den entsprechenden Zuweisungseinnah- 
men der empfangenden Verwaltungsebene. Dar- 
über hinaus spricht für eine Beibehaltung der Fi- 
nanzplanungsstatistik, daß sie mit relativ geringem 
Aufwand durchgeführt wird. 

Zu berücksichtigen ist auch, daß die in Artikel 3 
Nr. 2 des Gesetzentwurfs vorgesehene Einschrän- 
kung bei § 3 Abs. 1 Nr. 4 (Haushaltsansatzstatistik) 
nur deshalb möglich ist, weil die Finanzplanungs- 
statistik ausreichende Ergebnisse bereitstellt (vgl. 
Begründung zu Artikel 3 Nr. 2 E-2. StatBerG). 


Zu Nummer 3 

— Zu Artikel 3 Nr. 2 a — neu — (§3 Abs. 2) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift ist gesetzestechnisch nicht überflüs- 
sig. Sie regelt nicht die Erfassung der kaufmän- 
nisch geführten Hochschulkliniken, sondern ist 
eine ergänzende Rechtsgrundlage zu § 8 des Hoch- 
schulstatistikgesetzes. Bei ihrem Wegfall könnten 
die Baumittel für Hochschulen in den Ländern, in 
denen sie nicht im Hochschulhaushalt, sondern zen- 
tral im Haushalt der Landesbauverwaltung veran- 
schlagt werden, nicht mehr nach fachlicher Gliede- 
rung erfaßt werden. 


Zu Nummer 4 

— Zu Artikel 3 Nr. 7 Buchstaben a und b (§ 7) — 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 5 

— Zu Artikel 3 Nr. 7 Buchstaben a und b (§ 7) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Bezüglich § 7 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b und c (Ver- 
sorgungsempfängerstatistik) kommt der Aktualität 
gegliederter Daten über die Empfänger der Versor- 
gungsbezüge auch in Zukunft im Hinblick auf die 
Diskussionen über die Alterssicherungssysteme er- 
hebliche Bedeutung zu. 

Die Vorschläge zu § 7 Abs. 2 Buchstaben b und c 
(Personalstandsstatistik) wird die Bundesregierung 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
dahin gehend prüfen, ob der in den nächsten Jah- 
ren voraussichtlich erreichte Stand der Automation 
auch bei einer Streckung der Erhebungszeiträume 
aktuelle Ergebnisse mit hinreichender Genauigkeit 
erwarten läßt. 


Zu Nummer 6 

— Zu Artikel 3 Nr. 7 Buchstabe a (§ 7) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Nichterhebung der Gründe des Wechsels würde 
die Personalwechselstatistik wertlos machen. Sie 
würde in der vom Bundesrat vorgeschlagenen redu- 
zierten Form nur noch Angaben über die Gesamt- 
zahl der Zu- und Abgänge bezogen auf die Erhe- 
bungsmerkmale Dienstverhältnis, Laufbahngruppe 
und Geschlecht vermitteln. Als Grundlage für die 
Vorbereitung beamten-, besoldungs- und tarifrecht- 
licher Regelungen sind jedoch Informationen über 
einzelne Abgangsgründe, wie z. B. Tod, vorzeitige 
Dienstunfähigkeit, Erreichen der allgemeinen oder 
besonderer Altersgrenzen, Wechsel von Voll- in 
Teilzeitarbeit erforderlich. 

Um den Vorstellungen des Bundesrates entspre- 
chen zu können, einen Teil der in früheren Jahren 
erfragten Zu- und Abgangsgründe nicht mehr zu 
erheben, wird die Bundesregierung im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob 
und ggf. welche Gründe des Wechsels in der Vor- 
schrift enumerativ aufgeführt werden können. 

Sie wird außerdem prüfen, ob der mit der Erhebung 
verbundene Verwaltungsaufwand dadurch verrin- 
gert werden kann, daß die Daten dieser Statistik 
zusammen mit Daten der Personalstands Statistik 
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automatisiert aus Personal- bzw. Besoldungsda- 
teien entnommen werden. 


Zu Nummer 7 

— Zu Artikel 4 Nr. 1 (§ 4) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auf Grund der alle zwei Jahre durchzuführenden 
EG-Agrarstrukturerhebung [VO (EWG) Nr. 1463/84 
vom 24. Mai 1984] ist weder eine Verlängerung der 
Periodizitäten noch eine Entlastung der Stadtstaa- 
ten möglich. 

Aus diesem Grund wird auch der Entwurf der Bun- 
desregierung insoweit nicht mehr aufrechterhal- 
ten. 

Zu Nummer 8 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 7) — 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß in § 7 Abs. 1 Nr. 3 die Zahl „1 500“ durch die Zahl 
„7 500“ ersetzt wird. 

Die im Vorschlag des Bundesrates in Nummer 3 
vorgesehene Zahl der Auskunftspflichtigen wird 
nach erneuter Überprüfung als nicht ausreichend 
für eine repräsentative Erhebung angesehen. 

Zu Nummer 9 

— Zu Artikel 4 Nr. 4 (§ 9) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 10 

— Zu Artikel 4 Nr. 6 (§ 17) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Übermittlung von nicht anonymisierten Ein- 
zelangaben, die sowohl statistischen als auch Voll- 
zugszwecken dient, ist nicht bedenkenfrei, weil die 
Verknüpfung zweier unterschiedlicher Zwecke mit 
unterschiedlichen Anforderungen den Bürger ange- 
sichts der für ihn undurchsichtigen Möglichkeiten 
der automatischen Datenverarbeitung in hohem 
Maße verunsichert und dadurch die Zuverlässigkeit 
der Angaben und deren Eignung für statistische 
Zwecke gefährden kann (BVerfGE 65, 1, 61/62). 


Zu Nummer 11 

— Zu Artikel 5 Nr. 1 und 2 (§ 1) — 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß in Nummer 1 Buchstabe a die Jahreszahl „1986“ 
durch die Jahreszahl „1988“ ersetzt wird. 

Im Hinblick auf Artikel 21 des Gesetzentwurfs soll 
das Zweite Statistikbereinigungsgesetz frühestens 
am 1. Januar 1987 in Kraft treten. 


Zu Nummer 12 

— Zu Artikel 5 Nr. 4 (§ 8) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wegen der Begründung wird auf die Ausführungen 
zu Nummer 10 — Artikel 4 Nr. 6 (§17) — verwie- 
sen. 


Zu Nummer 13 

— Zu Artikel 6 — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für Förderungsmaßnahmen zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze in ländlichen Räumen, zur Erhöhung 
der Arbeitssicherheit in der Waldarbeit und zur 
Stärkung der Wirtschaftlichkeit forstbetrieblicher 
Maßnahmen sind die Daten dieser Statistik unent- 
behrlich. 

Die Landesforstverwaltungen können verläßliche 
Angaben nur für den Staats wald und für jenen Teil 
des Körperschaftswaldes machen, der vom Staats- 
wald mitbewirtschaftet wird. Für den Privatwald 
(46 V. H. der Waldfläche) und für die selbständig 
wirtschaftenden Körperschaften können sie die be- 
nötigten Daten nicht liefern. 


Zu Nummer 14 

— Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 2 a) — 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 15 

— Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 2 a) — 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 16 

— Zu Artikel 7 Nr. 2 (§ 2 a) — 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 17 

— Zu Artikel 7 Nr. 4 (§ 4) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wegen der Begründung wird auf die Ausführungen 
zu Nummer 10 — Artikel 4 Nr. 6 (§ 17) — verwie- 
sen. 


Zu Nummer 18 

— Zu Artikel 8 — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nummer 19 

— Zu Artikel 12 Nr. 2 Buchstabe b {§ 4) — 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 20 

— Zu Artikel 12 Nr. 2 Buchstabe c {§ 4) — 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 21 

— Zu Artikel 12 a — neu — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschriften über die Rehabilitationsstatistik 
sind durch das Erste Gesetz zur Änderung des 
Schwerbehindertengesetzes vom 24. Juli 1986 
(BGBl. I S. 1110) neu gefaßt worden. Eine erneute 
Änderung wird nicht für erforderlich gehalten. 


Zu Nummer 22 

— Zu Artikel 12 b — neu — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Mit der Neugestaltung des Beherbergungsstatistik- 
gesetzes aus dem Jahre 1980 wurden ca. 113 000 
Beherbergungsstätten mit einer Übernachtungska- 
pazität für weniger als neun Gäste von der statisti- 
schen Meldepflicht befreit. Der Vorschlag des Bun- 
desrates würde eine weitgehende Wiedereinfüh- 
rung dieser Berichtspflicht bedeuten. Er wider- 
spricht damit der von der Bundesregierung ange- 
strebten Zielsetzung des vorliegenden Entwurfs ei- 
nes 2. Statistikbereinigungsgesetzes, mit dem u. a. 
die bereits durch das 1. Statistikbereinigungsgesetz 
vom 14. März 1980 und mit der Statistikbereini- 
gungsverordnung vom 14. September 1984 eingelei- 
tete Vereinfachung statistischer Erhebungen und 
Entlastung von Auskunftspflichtigen fortgeführt 
werden soll. Der Vorschlag des Bundesrates steht 
auch nicht im Einklang mit der im letzten Jahres- 
wirtschaftsbericht der Bundesregierung ausdrück- 


lich erklärten Absicht, insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen von Meldepflichten spürbar 
zu entlasten. 

Die mit dem Beschluß des Bundesrates verbundene 
Erweiterung des Berichtskreises dürfte überdies ei- 
nen beträchtlichen Mehraufwand von Personal und 
Sachmitteln bei den statistischen Landesämtern er- 
fordern. 

Die Bundesregierung ist bereit, in einem später oh- 
nehin notwendigen, getrennten Novellierungsver- 
fahren des Beherbergungsstatistikgesetzes zu prü- 
fen, ob und wie die Datenlage für Kleinbetriebe des 
Beherbergungsgewerbes verbessert werden kann. 
Dabei wäre der Beschluß der Wirtschaftsminister- 
konferenz vom 22. Juni 1984, der eine freiwillige 
Auskunftserteilung der Gemeinden vorsieht, in die 
Überlegungen einzubeziehen. 


Zu Nummer 23 

— Zu Artikel 13 Nr. 4 (§ 5) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Bei Veröffentlichung von Einzelangaben auf regio- 
naler Basis (Kreisebene) ist das Gebot der statisti- 
schen Geheimhaltung nicht gewährleistet. Dem In- 
formationsbedürfnis der zuständigen Behörden 
kann auch auf nichtstatistischem Wege Rechnung 
getragen werden. 


Zu Nummer 24 

— Zu Artikel 14 Nr. 2 (§ 5) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wegen der Begründung wird auf die Ausführungen 
zu Nummer 10 — Artikel 4 Nr. 6 (§ 17) — verwiesen. 
Ergänzend ist festzustellen, daß die in § 16 Abs. 4 
Satz 2 des Entwurfs eines Bundesstatistikgesetzes 
(Drucksache 10/5345) vorgesehenen Übermittlungs- 
regelungen eine Übermittlung der faktisch anony- 
misierten Einzelangaben aus der Unfallstatistik für 
Zwecke der Unfallforschung — auch als Auftrags- 
forschung — zulassen. 
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